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BND und Kanzleramt sind seit Jahren untätig

BND und Kanzleramt sind seit Jahren untätig<br /><br />"Dass sich der BND und die Bundesregierung ungern in die Karten sehen lassen wollen, ist
verständlich, in einer Demokratie jedoch inakzeptabel. Es ist daher gut, dass der skandalöse Versuch der Bundesregierung, das Auskunftsrecht der
Presse auszuhebeln, heute vor dem Bundesverwaltungsgericht gescheitert ist", erklärt Jan Korte, Mitglied im Vorstand der Fraktion DIE LINKE, zum
heutigen Urteil des Bundesverwaltungsgerichts.<br />"Auch wenn die Klage abgewiesen wurde: Geheimdienst und Bundeskanzleramt tragen die Schuld
jahrzehntelanger Untätigkeit. Seit Jahren ist bekannt, dass der BND etliche Nazis in den eigenen Reihen hatte, genauso lange haben die politisch
Verantwortlichen eine Untersuchung verhindert. Sich als Behörde in diesem Fall darüber zu beschweren, dass das Auskunftsersuchen einem
aufwendigen Untersuchungsauftrag gleichkäme, ist unredlich: Die eingeforderten Informationen hätten schon vor Jahren zusammengetragen werden
müssen.<br />Dass das Verfahren überhaupt stattfinden musste, zeigt, dass Bundesbehörden, allen voran die Geheimdienste, sich offenbar außerhalb
eines Rechtfertigungszwangs gegenüber der Öffentlichkeit sehen. Auch Bundesbehörden müssen transparenter sein als eine Betonwand und sich
politisch sowie öffentlich kontrollieren lassen. Das heutige Urteil ist in diesem Punkt ausdrücklich zu begrüßen.<br />Wenn sich Behörden mehr als ein
halbes Jahrhundert nach Ende des Zweiten Weltkriegs zudem mit Händen und Füßen dagegen wehren, zu ihrer Geschichte Stellung zu nehmen,
widerspricht dies allen Lippenbekenntnissen zur Aufarbeitung des dunkelsten Kapitels deutscher Geschichte. <br />Eine Voraussetzung für eine kritische
Auseinandersetzung mit der eigenen Geschichte ist der freie Zugang zu historisch und politisch relevanten Informationen: Für die Presse, die
Öffentlichkeit und für die Wissenschaft. Bundeskanzleramt und BND sollten dies ermöglichen und die Akten mit NS-Bezug unverzüglich und ohne
Vorbehalte offenlegen."<br /><br />F.d.R. Susanne Müller<br />Pressesprecher<br />Fraktion DIE LINKE. im Bundestag<br />Platz der Republik 1,
11011 Berlin<br />Telefon +4930/227-52800<br />Telefax +4930/227-56801<br />pressesprecher@linksfraktion.de<br /> www.linksfraktion.de <br
/><img src="http://www.pressrelations.de/new/pmcounter.cfm?n_pinr_=523302" width="1" height="1">

  
Pressekontakt

Die Linke. im Bundestag

  
 
11011 Berlin

  
Firmenkontakt

Die Linke. im Bundestag

  
 
11011 Berlin

Nach der Bundestagswahl am 18. September 2005 setzt sich die Linkspartei-Bundestagsfraktion für die 16. Legislaturperiode aus 54 Abgeordneten
zusammen. Sie trägt den Namen ?DIE LINKE..
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